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Beschlussempfehlung 
 
Der Gesetzentwurf der Landesregierung, Drucksache 17/1565, wird in der Fassung der Be-
schlüsse des Ausschusses angenommen.  
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G e g e n ü b e r s t e l l u n g 
 
 
Gesetzentwurf der Landesregierung  
 

 Beschlüsse des Ausschusses für Kultur 
und Medien  
 

Gesetz zur Zustimmung zum Einund-
zwanzigsten Staatsvertrag zur Änderung 

rundfunkrechtlicher Staatsverträge 
(Einundzwanzigster Rundfunkände-

rungsstaatsvertrag) und zur Änderung 
weiterer Gesetze  

(16. Rundfunkänderungsgesetz) 
 

 Gesetz zur Zustimmung zum Einund-
zwanzigsten Staatsvertrag zur Änderung 

rundfunkrechtlicher Staatsverträge 
(Einundzwanzigster Rundfunkände-

rungsstaatsvertrag) und zur Änderung 
weiterer Gesetze  

(16. Rundfunkänderungsgesetz) 
 

Artikel 1 
Zustimmung zum Einundzwanzigsten 

Rundfunkänderungsstaatsvertrag 
 

Dem in der Zeit vom 5. Dezember 2017 bis 
18. Dezember 2017 unterzeichneten Einund-
zwanzigsten Rundfunkänderungsstaatsver-
trag zwischen den Ländern der Bundesre-
publik Deutschland, der als Anlage diesem 
Gesetz beigefügt ist, wird zugestimmt. 
 

 Artikel 1 
Zustimmung zum Einundzwanzigsten 

Rundfunkänderungsstaatsvertrag 
 

Unverändert  

Artikel 2 
Änderung des WDR-Gesetzes 

 
Das WDR-Gesetz in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 25. April 1998  
(GV. NRW. S. 265), das zuletzt durch Artikel 
3 des Gesetzes vom 6. Dezember 2016  
(GV. NRW. S. 1052) geändert worden ist, 
wird wie folgt geändert: 
 

 Artikel 2 
Änderung des WDR-Gesetzes 

 
Das WDR-Gesetz in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 25. April 1998  
(GV. NRW. S. 265), das zuletzt durch Artikel 
3 des Gesetzes vom 6. Dezember 2016  
(GV. NRW. S. 1052) geändert worden ist, 
wird wie folgt geändert: 

 
1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geän-

dert:  
 

a) Die Angabe zu § 44a wird wie folgt 
gefasst: 

 
„§ 44a (weggefallen)“. 

 
b) Die Angabe zu § 46 wird wie folgt 

gefasst:  
 

„§ 46 Berichterstattung zum Prü-
fungsverfahren“. 

 
c) Die Angaben zu den §§ 48 bis 53 

werden wie folgt gefasst:  
 

 1. unverändert  
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„§ 48 Datenverarbeitung für publi-
zistische Zwecke 

§ 49 Gewährleistung des Daten-
schutzes beim WDR 

§ 50 Unabhängigkeit  
§ 51 Aufgaben und Befugnisse 
§ 52 (weggefallen) 
§ 53 (weggefallen)“. 

 
2. § 6a wird wie folgt geändert: 
 

a) In Satz 3 wird die Angabe 
„1.1.2017“ durch die Angabe „1. Ja-
nuar 2017“ ersetzt. 

 
b) Nach Satz 3 wird folgender Satz 

eingefügt: 
 
 „Die Auswirkungen der ab dem 1. 

Januar 2017 erfolgten Reduzierung 
der im Hörfunk maximal zulässigen 
Werbezeit auch auf den privaten 
Rundfunk werden durch die Staats-
kanzlei evaluiert.“ 

 
c)  In dem neuen Satz 5 wird die An-

gabe „1.1.2019“ durch die Angabe 
„1. Januar 2021“ ersetzt. 

 

 2. unverändert  

3. § 11 wird wie folgt geändert:  
 
a) Absatz 1 wird wie folgt gefasst:  
 
 „(1) Jeder hat das Recht, sich un-

mittelbar an die Rundfunkbeauf-
tragte oder den Rundfunkbeauf-
tragten für den Datenschutz des 
WDR (WDR-Rundfunkdaten-
schutzbeauftragte oder WDR-
Rundfunkdatenschutzbeauftragter) 
zu wenden, wenn er der Ansicht ist, 
bei der Verarbeitung seiner perso-
nenbezogenen Daten durch den 
WDR oder seine Beteiligungsunter-
nehmen im Sinne des § 45a Absatz 
3 in seinen schutzwürdigen Belan-
gen verletzt zu sein.“  

 

 3. unverändert  

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 
 
aa) In Satz 1 werden die Wörter 

„Beauftragte für den Daten-
schutz des WDR“ durch das 
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Wort „WDR-Rundfunkdaten-
schutzbeauftragte“ ersetzt. 

bb) In Satz 2 werden die Angabe 
„Abs.“ durch das Wort „Ab-
satz“, das Wort „daß“ durch 
das Wort „dass“ sowie die Wör-
ter „Beauftragten für den Da-
tenschutz des WDR“ durch das 
Wort „WDR-Rundfunkdaten-
schutzbeauftragten“ ersetzt. 

 
4. § 15 wird wie folgt geändert: 

 
a) In Absatz 14 Satz 2 wird die An-

gabe „11, 12 und 13a“ durch die 
Wörter „11 und 12 Satz 1“ ersetzt. 

 

 4. unverändert  

b) Nach Absatz 17 Satz 7 wird folgen-
der Satz eingefügt:  

 
„Für die Teilnahme an Sitzungen 
des ARD-Programmbeirats wird, 
unter Anrechnung von dort geleis-
teter Entschädigungen, ein Sit-
zungsgeld von jeweils 200 Euro pro 
Sitzungstag gezahlt.“ 

 

  

c) Absatz 20 wird wie folgt geändert:  
   

aa) Nach Satz 1 werden folgende 
Sätze eingefügt:  

 
 „Durch Beschluss kann der 

Rundfunkrat die oder den Vor-
sitzenden des Rundfunkrats für 
einen bestimmten Zeitraum, 
längstens jedoch bis zum Ab-
lauf der jeweiligen Amtsperi-
ode, ermächtigen, über die be-
fristete Einstellung von Perso-
nen für einen Zeitraum von 
höchstens sechs Monaten zu 
entscheiden. Der Rundfunkrat 
ist über Entscheidungen der o-
der des Vorsitzenden des 
Rundfunkrats nach Satz 2 zu 
informieren.“ 

 
bb) In dem neuen Satz 4 werden 

nach dem Wort „Maßnahmen“ 
die Wörter „und der von der  
oder dem Vorsitzenden nach 
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Satz 2 getroffenen Entschei-
dungen“ eingefügt. 

 
5. § 16 wird wie folgt geändert:  

 
a) In Absatz 2 Satz 2 Nummer 11 wird 

das Wort „Rundfunktechnik“ durch 
das Wort „Verbreitung“ ersetzt. 

 

 5. § 16 wird wie folgt geändert:  
 

a) unverändert  

b) Absatz 6 Satz 2 Nummer 1 wird wie 
folgt gefasst:  

 
„1. Entscheidungen des WDR  

oder von Unternehmen, an de-
nen der WDR mittelbar oder 
unmittelbar beteiligt ist, über 
die Übernahme von Verpflich-
tungen betreffend die Herstel-
lung oder den Erwerb von Pro-
grammbeiträgen oder Pro-
grammteilen, die aus mehreren 
Beiträgen bestehen, wenn der 
Wert der Verpflichtung für den 
WDR mittelbar oder unmittel-
bar insgesamt zwei Millionen 
Euro überschreitet. Der WDR 
hat in den Gesellschaftsverträ-
gen eine entsprechende Betei-
ligung des Rundfunkrats si-
cherzustellen,“. 

 

 b) Absatz 6 Satz 2 Nummer 1 wird wie 
folgt gefasst:  

 
„1. Entscheidungen des WDR  

oder von Beteiligungsunter-
nehmen im Sinne des § 45 Ab-
satz 1 über die Übernahme von 
Verpflichtungen betreffend die 
Herstellung oder den Erwerb 
von Programmbeiträgen oder 
Programmteilen, die aus meh-
reren Beiträgen bestehen, 
wenn der Wert der Verpflich-
tung für den WDR oder ein Be-
teiligungsunternehmen, auf 
das er beherrschenden Ein-
fluss im Sinne des § 290 Ab-
satz 1 Satz 1, Absatz 2 HGB 
ausüben kann, insgesamt zwei 
Millionen Euro überschreitet. 
Der WDR hat in den Gesell-
schaftsverträgen eine entspre-
chende Beteiligung des Rund-
funkrats sicherzustellen,“. 

 
6. Nach § 19 wird die Überschrift von § 2 

wie folgt gefasst: 
 

„§ 20 
Zusammensetzung, Wahl, Amts-

dauer, Kostenerstattung“. 
 

 6. unverändert  

7. In § 21 Absatz 2 Nummer 8 wird die An-
gabe „11 und 12“ durch die Angabe „12 
und 13“ ersetzt.  

 

 7. unverändert  

8. In § 37 Absatz 6 wird das Wort „gesetz-
lichen“ gestrichen und das Wort „Rund-
funkrats“ durch das Wort „Verwaltungs-
rats“ ersetzt. 

 
 
 
 

 8. unverändert  
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9. § 43 wird wie folgt geändert: 
 
a) In Absatz 2 Satz 1 werden die Wör-

ter „im Sinne des § 319 Abs. 1 
HGB“ gestrichen.  

 
b) Absatz 6 wird aufgehoben. 
 

 9. unverändert  

10. § 44 Absatz 3 wird wie folgt geändert: 
 
a) Nummer 3 wird aufgehoben. 
 
b) Nummer 4 wird Nummer 3 und die 

Wörter „des Rundfunkrats“ werden 
gestrichen.  

 

 10. unverändert  
 

11. § 44a wird aufgehoben. 
 

 11. unverändert 

12. § 45b wird wie folgt geändert:  
 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 
 

aa) In Satz 1 werden nach dem 
Wort „Mehrheitsbeteiligungen“ 
die Wörter „im Sinne von § 45a 
Absatz 3“ eingefügt und die 
Wörter „nach § 319 Abs. 1 Satz 
1 HGB“ werden gestrichen.  

 
bb) Satz 8 wird aufgehoben.  

 

 12. unverändert  

b) Absatz 2 wird wie folgt gefasst: 
 
 „(2) Bei kommerziellen Tätigkeiten 

mit geringer Marktrelevanz nach § 
44b Absatz 1 Satz 5 ist der WDR 
auf Anforderung des Landesrech-
nungshofs verpflichtet, für ein dem 
Absatz 1 Satz 2, 3 und 5 bis 8 ent-
sprechendes Verfahren Sorge zu 
tragen. Werden Verstöße gegen 
die Bestimmungen zur Marktkon-
formität bei Prüfungen des WDR o-
der von Beteiligungsunternehmen 
festgestellt, findet auf die Mitteilung 
des Ergebnisses § 46 Anwendung.“ 
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13. Nach § 45b wird folgender § 46 einge-
fügt: 

 
„§ 46 

Berichterstattung zum  
Prüfungsverfahren 

 
Der Landesrechnungshof oder der 
sonst gemäß § 45a Absatz 4, § 45b zu-
ständige Rechnungshof teilt das Ergeb-
nis seiner Prüfung des WDR einschließ-
lich dessen Beteiligungsunternehmen 
der Intendantin oder dem Intendanten 
des WDR, dem Verwaltungsrat des 
WDR, der Geschäftsführung des ge-
prüften Beteiligungsunternehmens so-
wie der unabhängigen Kommission zur 
Überprüfung und Ermittlung des Finanz-
bedarfs der Rundfunkanstalten (KEF) 
mit. Der Landesrechnungshof oder der 
sonst zuständige Rechnungshof gibt 
der Intendantin oder dem Intendanten 
des WDR und der Geschäftsführung 
des Beteiligungsunternehmens Gele-
genheit zur Stellungnahme zu dem Er-
gebnis der Prüfung und berücksichtigt 
die Stellungnahmen. Den auf dieser 
Grundlage erstellten abschließenden 
Bericht über das Ergebnis der Prüfung 
teilt der Landesrechnungshof oder der 
sonst zuständige Rechnungshof dem 
Landtag, der Landesregierung, dem 
Rundfunkrat des WDR sowie der KEF 
mit und veröffentlicht ihn anschließend. 
Dabei hat er darauf zu achten, dass die 
Wettbewerbsfähigkeit des geprüften 
Beteiligungsunternehmens nicht beein-
trächtigt wird und insbesondere Be-
triebs- und Geschäftsgeheimnisse ge-
wahrt werden.“ 
 

 13. unverändert  

14. Die §§ 48 bis 51 werden wie folgt ge-
fasst: 

 
„§ 48  

Datenverarbeitung für publizistische 
Zwecke 

 
Die Verarbeitung personenbezogener 
Daten zu journalistischen Zwecken 
durch den WDR bestimmt sich nach 

 14. unverändert  
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Maßgabe der §§ 9c und 57 des Rund-
funkstaatsvertrages in der jeweils gel-
tenden Fassung. 
 

§ 49  
Gewährleistung des Datenschutzes 

beim WDR 
 

(1) Der WDR ernennt eine Person zur 
oder zum WDR-Rundfunkdatenschutz-
beauftragten, die zuständige Aufsichts-
behörde im Sinne des Artikels 51 der 
Verordnung (EU) 2016/679 des Europä-
ischen Parlaments und des Rates vom 
27. April 2016 zum Schutz der natürli-
chen Personen bei der Verarbeitung 
personenbezogener Daten, zum freien 
Datenverkehr und zur Aufhebung der 
Richtlinie 95/46/EG (Datenschutz-
Grundverordnung) (ABl. L 119 vom 
4.5.2016, S. 1, L 314 vom 22.11.2016, 
S. 72) ist. Die Ernennung erfolgt durch 
den Rundfunkrat für die Dauer von vier 
Jahren. Eine dreimalige Wiederernen-
nung ist zulässig. Die oder der WDR-
Rundfunkdatenschutzbeauftragte muss 
über die für die Erfüllung der Aufgaben 
und Ausübung der Befugnisse erforder-
liche Qualifikation, nachgewiesen durch 
ein abgeschlossenes Hochschulstu-
dium, sowie über Erfahrung und Sach-
kunde insbesondere im Bereich des 
Schutzes personenbezogener Daten 
verfügen. Das Amt der oder des WDR-
Rundfunkdatenschutzbeauftragten 
kann nicht neben anderen Aufgaben in-
nerhalb des WDR und seiner Beteili-
gungs- und Hilfsunternehmen wahrge-
nommen werden. Sonstige Aufgaben 
müssen mit dem Amt der oder des 
WDR-Rundfunkdatenschutzbeauftrag-
ten zu vereinbaren sein und dürfen ihre 
oder seine Unabhängigkeit nicht gefähr-
den. 

 
(2) Das Amt endet mit Ablauf der Amts-
zeit, mit Rücktritt vom Amt oder mit Er-
reichen des gesetzlichen Rentenein-
trittsalters. Tarifvertragliche Regelun-
gen bleiben unberührt. Die oder der 
WDR-Rundfunkdatenschutzbeauftragte 
kann des Amtes nur enthoben werden, 
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wenn sie oder er eine schwere Verfeh-
lung begangen hat oder die Vorausset-
zungen für die Wahrnehmung der Auf-
gaben nicht mehr erfüllt. Die Amtsent-
hebung geschieht durch Beschluss des 
Rundfunkrats auf Vorschlag des Ver-
waltungsrats. Die oder der WDR-Rund-
funkdatenschutzbeauftragte ist vor der 
Entscheidung zu hören. 
 
(3) Das Nähere, insbesondere die 
Grundsätze der Vergütung, regelt die 
Satzung. 
 
(4) Die Intendantin oder der Intendant 
benennt für den WDR eine weitere Per-
son zum betrieblichen Datenschutzbe-
auftragten gemäß Artikel 37 der Verord-
nung (EU) 2016/679. 
 

§ 50  
Unabhängigkeit  

 
(1) Die oder der WDR-Rundfunkdaten-
schutzbeauftragte ist in Ausübung des 
Amtes unabhängig und nur dem Gesetz 
unterworfen. Sie oder er unterliegt kei-
ner Rechts- oder Fachaufsicht. Der 
Dienstaufsicht des Verwaltungsrats un-
tersteht sie oder er nur insoweit, als die 
Unabhängigkeit bei der Ausübung des 
Amtes dadurch nicht beeinträchtigt wird. 
 
(2) Die Dienststelle der oder des WDR-
Rundfunkdatenschutzbeauftragten wird 
bei der Geschäftsstelle des Verwal-
tungsrats oder des Rundfunkrats einge-
richtet. Der oder dem WDR-Rundfunk-
datenschutzbeauftragten ist die für die 
Erfüllung der Aufgaben und Befugnisse 
notwendige Personal-, Finanz- und 
Sachausstattung zur Verfügung zu stel-
len. Die erforderlichen Mittel sind jähr-
lich, öffentlich und gesondert im Haus-
haltsplan des WDR auszuweisen und 
der oder dem WDR-Rundfunkdaten-
schutzbeauftragten im Haushaltsvollzug 
zuzuweisen. Einer Finanzkontrolle 
durch den Verwaltungsrat unterliegt die  
oder der WDR-Rundfunkdatenschutz-
beauftragte nur insoweit, als die Unab-
hängigkeit bei der Ausübung des Amtes 
dadurch nicht beeinträchtigt wird. 

  



LANDTAG NORDRHEIN-WESTFALEN - 17. Wahlperiode Drucksache 17/2436 

 
 

11 

 
(3) Die oder der WDR-Rundfunkdaten-
schutzbeauftragte ist in der Wahl der 
Mitarbeiter frei. Sie unterstehen allein 
ihrer oder seiner Leitung. 
 

§ 51  
Aufgaben und Befugnisse  

 
(1) Die oder der WDR-Rundfunkdaten-
schutzbeauftragte überwacht die Ein-
haltung der Datenschutzvorschriften 
dieses Gesetzes, des Rundfunkstaats-
vertrags, der Verordnung (EU) 
2016/679 und anderer Vorschriften über 
den Datenschutz bei der gesamten Tä-
tigkeit des WDR und seiner Beteili-
gungsunternehmen im Sinne des § 45a 
Absatz 3. Sie oder er hat die Aufgaben 
und die Befugnisse entsprechend der 
Artikel 57 und 58 Absatz 1 bis 5 der Ver-
ordnung (EU) 2016/679. Bei der Zusam-
menarbeit mit anderen Aufsichtsbehör-
den hat sie oder er, soweit die Daten-
verarbeitung zu journalistischen Zwe-
cken betroffen ist, den Informanten-
schutz zu wahren. Sie oder er kann ge-
genüber dem WDR keine Geldbußen 
verhängen. 

 
(2) Stellt die oder der WDR-Rundfunk-
datenschutzbeauftragte Verstöße ge-
gen Vorschriften über den Datenschutz 
oder sonstige Mängel bei der Verarbei-
tung personenbezogener Daten fest, 
beanstandet sie oder er dies gegenüber 
der Intendantin oder dem Intendanten 
und fordert unter angemessener Frist-
setzung eine Stellungnahme an. Gleich-
zeitig unterrichtet sie oder er den Ver-
waltungsrat. Von einer Beanstandung 
und Unterrichtung kann abgesehen 
werden, wenn es sich um unerhebliche 
Mängel handelt oder wenn ihre unver-
zügliche Behebung sichergestellt ist. 
 
(3) Mit der Beanstandung kann die oder 
der WDR-Rundfunkdatenschutzbeauf-
tragte Vorschläge zur Beseitigung der 
Mängel und zur sonstigen Verbesse-
rung des Datenschutzes verbinden. 
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(4) Die von der Intendantin oder dem In-
tendanten nach Absatz 2 Satz 1 abzu-
gebende Stellungnahme soll eine Dar-
stellung der Maßnahmen enthalten, die 
aufgrund der Beanstandung der oder 
des WDR-Rundfunkdatenschutzbeauf-
tragten getroffen worden sind. Die In-
tendantin oder der Intendant leitet dem 
Verwaltungsrat eine Abschrift der Stel-
lungnahme zu. 

 
(5) Die oder der WDR-Rundfunkdaten-
schutzbeauftragte erstattet jährlich auch 
den Organen des WDR einen schriftli-
chen Bericht im Sinne des Artikels 59 
der Verordnung (EU) 2016/679 über 
ihre oder seine Tätigkeit. Der Bericht 
wird veröffentlicht, wobei eine Veröffent-
lichung im Online-Angebot des WDR 
ausreichend ist. 

 
(6) Die oder der WDR-Rundfunkdaten-
schutzbeauftragte ist sowohl während 
als auch nach Beendigung der Tätigkeit 
verpflichtet, über die ihm oder ihr wäh-
rend der Dienstzeit bekanntgewordenen 
Angelegenheiten und vertraulichen In-
formationen Verschwiegenheit zu be-
wahren.“ 
 

15. § 53 wird aufgehoben. 
 

 15. unverändert 

16. § 55a wird wie folgt gefasst: 
 

„§ 55a  
Anwendung des  

Informationsfreiheitsgesetzes 
 

Das Informationsfreiheitsgesetz Nord-
rhein-Westfalen findet auf den WDR An-
wendung, es sei denn, dass journalis-
tisch-redaktionelle Informationen oder 
Ergebnisse der Prüfung des Landes-
rechnungshofs oder des sonst zuständi-
gen Rechnungshofs nach § 46 betroffen 
sind.“ 
 
 
 
 
 
 
 

 16. unverändert 
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17. § 57a Absatz 3 wird wie folgt gefasst: 
 

„(3) Abweichend von § 13a, § 16 Absatz 
2 Satz 2 Nummer 1 bis 7, 9 bis 13, Satz 
3 und 5, § 20 Absätze 1 bis 10, § 21 Ab-
satz 2, Absatz 3 Satz 1 Nummer 1 bis 
12, § 37 Absatz 6, § 38, § 41 Absatz 7 
sowie § 44 Absätze 1 und 2 gelten bis 
zum Ablauf der am 14. Dezember 2012 
begonnenen Amtsperiode der Mitglieder 
des Verwaltungsrats § 16 Absatz 2 Satz 
2 Nummer 1 bis 7, 9 bis 14, Satz 3 und 
4, § 20 Absätze 1 bis 5, § 21, § 37 Ab-
satz 6, § 38, § 41 Absätze 6 und 7 sowie 
§ 44 Absätze 1 und 2 dieses Gesetzes 
in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 25. April 1998, das zuletzt durch 
Gesetz vom 25. Juni 2015 (GV. NRW. S. 
501) geändert worden ist. Auch in dem 
Zeitraum gemäß Satz 1 obliegt dem 
Rundfunkrat die Aufgabe, über die mit-
telfristige Finanzplanung und über die 
Aufgabenplanung des WDR zu be-
schließen.“ 
 

 17. unverändert 

Artikel 3 
Änderung des Landesmediengesetzes 

Nordrhein-Westfalen 
 
Das Landesmediengesetz Nordrhein-West-
falen in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 2. Juli 2002 (GV. NRW. S. 334), das zu-
letzt durch Artikel 7 des Gesetzes vom 
15. November 2016 (GV. NRW. S. 934) ge-
ändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

 

 Artikel 3 
Änderung des Landesmediengesetzes 

Nordrhein-Westfalen 
 
Unverändert  

1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt ge-
ändert:  

 
a) Die Angabe zu § 46 wird wie folgt 

gefasst: 
 

„§ 46 Datenverarbeitung für publi-
zistische Zwecke“. 

 
b) Die Angaben zu den §§ 48 bis 51 

werden wie folgt gefasst:  
 

„§ 48 Betriebliche Datenschutz-
beauftragte der Veranstalter 

§ 49 Datenschutzaufsicht über 
den privaten Rundfunk und 
über die LfM 
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§ 50 Überwachung des Daten-
schutzes bei der LfM, Jah-
resbericht über die gesamte 
Aufsichtstätigkeit 

§ 51 Unabhängigkeit“. 
 
 
c) Nach der Angabe zu § 51 wird fol-

gende Angabe eingefügt: 
 

„§ 51a Datenschutz bei sonstigen 
Anbietern von Telemedien“. 

 
2. In § 42 Absatz 4 Satz 1 werden die Wör-

ter „Beauftragten der LfM für den Daten-
schutz“ durch die Wörter „Datenschutz-
beauftragten der LfM“ ersetzt. 
 

  

3. Die §§ 46 bis 49 werden wie folgt ge-
fasst: 

 

  

„§ 46  
Datenverarbeitung für publizistische 

Zwecke 
 

Die Verarbeitung personenbezogener 
Daten zu journalistischen Zwecken 
durch private Rundfunkveranstalter be-
stimmt sich nach Maßgabe der §§ 9c 
und 57 des Rundfunkstaatsvertrages in 
der jeweils geltenden Fassung. 
 

  

§ 47  
Geheimhaltung 

 
Die bei einer speichernden Stelle täti-
gen Personen sind zur Geheimhaltung 
der bei ihrer Tätigkeit bekannt geworde-
nen Tatsachen verpflichtet. Diese Ge-
heimhaltungspflicht besteht nicht, wenn 
die Tatsachen offenkundig sind oder ih-
rer Natur nach der Geheimhaltung nicht 
bedürfen. Satz 2 gilt nicht im Anwen-
dungsbereich des Datengeheimnisses 
nach § 9c Absatz 1 Satz 1 bis Satz 3 und 
nach § 57 Absatz 1 Satz 1 bis Satz 3 
des Rundfunkstaatsvertrages. 
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§ 48  
Betriebliche Datenschutzbeauftragte 

der Veranstalter 
 

Jeder private Rundfunkveranstalter  
oder dessen Hilfs- und Beteiligungsun-
ternehmen, der im Rahmen seiner Be-
tätigung personenbezogene Daten ver-
arbeitet, hat eine Person zur oder zum 
betrieblichen Datenschutzbeauftragten 
im Sinne des Artikels 37 der Verordnung 
(EU) 2016/679 des Europäischen Parla-
ments und des Rates vom 27. April 
2016 zum Schutz der natürlichen Perso-
nen bei der Verarbeitung personenbe-
zogener Daten, zum freien Datenver-
kehr und zur Aufhebung der Richtlinie 
95/46/EG (Datenschutz-Grundverord-
nung) (ABl. L 119 vom 4.5.2016, S. 1, L 
314 vom 22.11.2016, S. 72) zu bestellen 
und der LfM deren Namen mitzuteilen. 
 
 

  

§ 49  
Datenschutzaufsicht über den priva-

ten Rundfunk und über die LfM 
 

(1) Die Medienkommission ernennt eine 
Person zur oder zum Datenschutzbe-
auftragten der LfM für die Dauer von vier 
Jahren. Eine dreimalige Wiederernen-
nung ist zulässig. Die oder der Daten-
schutzbeauftragte der LfM ist zustän-
dige Aufsichtsbehörde im Sinne des Ar-
tikels 51 der Verordnung (EU) 2016/679 
und tritt damit an die Stelle der oder des 
Landesbeauftragten für Datenschutz 
und Informationsfreiheit des Landes 
Nordrhein-Westfalen (LDI). Die oder der 
Datenschutzbeauftragte der LfM muss 
über die für die Erfüllung der Aufgaben 
und Ausübung der Befugnisse erforder-
liche Qualifikation, nachgewiesen durch 
ein abgeschlossenes Hochschulstu-
dium, sowie über Erfahrung und Sach-
kunde insbesondere im Bereich des 
Schutzes personenbezogener Daten 
verfügen. Das Amt der oder des Daten-
schutzbeauftragten der LfM kann nicht 
neben anderen Aufgaben innerhalb der 
LfM und ihrer Hilfs- und Beteiligungsun-
ternehmen wahrgenommen werden. 
Sonstige Aufgaben müssen mit dem 
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Amt der oder des Datenschutzbeauf-
tragten der LfM zu vereinbaren sein und 
dürfen ihre oder seine Unabhängigkeit 
nicht gefährden.  

 
(2) Die oder der Datenschutzbeauf-
tragte der LfM überwacht bei der LfM 
und bei den privaten Rundfunkveran-
staltern und deren Beteiligungsunter-
nehmen die Einhaltung der Daten-
schutzvorschriften dieses Gesetzes, 
des Rundfunkstaatsvertrags, der Ver-
ordnung (EU) 2016/679 und anderer 
Vorschriften über den Datenschutz bei 
ihrer gesamten Tätigkeit. Sie oder er un-
terstützt die betrieblichen Datenschutz-
beauftragten der LfM, der privaten 
Rundfunkveranstalter sowie deren Hilfs- 
und Beteiligungsunternehmen bei der 
Erfüllung ihrer Aufgaben. Sie oder er hat 
die Aufgaben und die Befugnisse ent-
sprechend der Artikel 57 und 58 Absatz 
1 bis 5 der Verordnung (EU) 2016/679. 
Sie oder er kann gegenüber der LfM 
keine Geldbußen verhängen. 

 
(3) Jedermann hat das Recht, sich un-
mittelbar an die Datenschutzbeauftragte 
oder den Datenschutzbeauftragten der 
LfM zu wenden, wenn er der Ansicht ist, 
bei der Verarbeitung seiner personen-
bezogenen Daten durch die LfM oder 
durch einen privaten Rundfunkveran-
stalter oder seine Beteiligungsunterneh-
men in seinen schutzwürdigen Belan-
gen verletzt zu sein. 
 
(4) Das Amt endet mit Ablauf der Amts-
zeit, mit Rücktritt vom Amt oder mit Er-
reichen des gesetzlichen Rentenein-
trittsalters. Tarifvertragliche Regelun-
gen bleiben unberührt. Die oder der Da-
tenschutzbeauftragte der LfM kann des 
Amtes nur enthoben werden, wenn sie 
oder er eine schwere Verfehlung began-
gen hat oder die Voraussetzungen für 
die Wahrnehmung der Aufgaben nicht 
mehr erfüllt. Die Amtsenthebung ge-
schieht durch Beschluss der Medien-
kommission. Die oder der Datenschutz-
beauftragte der LfM ist vor der Entschei-
dung zu hören. 
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(5) Die Direktorin oder der Direktor be-
nennt für die LfM eine weitere Person 
zum betrieblichen Datenschutzbeauf-
tragten gemäß Artikel 37 der Verord-
nung (EU) 2016/679. 
 
(6) Die oder der Datenschutzbeauf-
tragte der LfM arbeitet zur Gewährleis-
tung des Datenschutzes mit den allge-
meinen Datenschutzbehörden zusam-
men. Sie gehen im Rahmen ihrer Zu-
ständigkeiten wechselseitig Hinweisen 
auf Verstöße gegen Datenschutzvor-
schriften nach und unterrichten sich 
wechselseitig über das Ergebnis ihrer 
Prüfung. Die Unterrichtung erfolgt über 
die zuständige oberste Landesbehörde. 
Der Informantenschutz ist bei der Zu-
sammenarbeit der Aufsichtsbehörden 
zu wahren. 

 
(7) Die oder der Datenschutzbeauf-
tragte der LfM ist befugt, den Justizbe-
hörden Verstöße gegen die allgemeinen 
Datenschutzbestimmungen zur Kennt-
nis zu bringen und die Einleitung eines 
gerichtlichen Verfahrens zu betreiben. 

 
(8) Die oder der Datenschutzbeauf-
tragte der LfM ist sowohl während als 
auch nach Beendigung der Tätigkeit 
verpflichtet, über die ihr oder ihm wäh-
rend der Dienstzeit bekanntgewordenen 
Angelegenheiten und vertraulichen In-
formationen Verschwiegenheit zu be-
wahren.“ 
 

4. § 50 wird wie folgt geändert: 
 

a) Die Überschrift wird wie folgt ge-
fasst: 

 
„§ 50 

Überwachung des Datenschut-
zes bei der LfM, Jahresbericht 

über die gesamte Aufsichtstätig-
keit“. 

 
 

  

b) Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt ge-
fasst:  
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 „Die oder der Datenschutzbeauf-
tragte der LfM beanstandet gegen-
über der Direktorin oder dem Direk-
tor bevorstehende und festste-
hende Verstöße der LfM gegen die 
Datenschutzvorschriften dieses 
Gesetzes oder anderer Gesetze  
oder sonstige Mängel bei der Ver-
arbeitung personenbezogener Da-
ten und fordert unter angemesse-
ner Fristsetzung eine Stellung-
nahme an.“ 

 
c) Absatz 4 wird wie folgt gefasst: 
 
 „(4) Die oder der Datenschutzbe-

auftragte der LfM erstattet auch der 
Medienkommission jährlich einen 
schriftlichen Bericht im Sinne des 
Artikels 59 der Verordnung (EU) 
2016/679 über die gesamte Auf-
sichtstätigkeit. Der Bericht wird ver-
öffentlicht, wobei eine Veröffentli-
chung im Online-Angebot der LfM 
ausreichend ist.“ 

 

  

5. § 51 wird wie folgt gefasst: 
 

  

„§ 51  
Unabhängigkeit  

 
(1) Die oder der Datenschutzbeauf-
tragte der LfM ist in Ausübung ihres  
oder seines Amtes unabhängig und nur 
dem Gesetz unterworfen. Sie oder er 
unterliegt keiner Rechts- oder Fachauf-
sicht. Der Dienstaufsicht der Medien-
kommission untersteht sie oder er nur 
insoweit, als die Unabhängigkeit bei der 
Ausübung des Amtes dadurch nicht be-
einträchtigt wird. 
 
(2) Der oder dem Datenschutzbeauf-
tragten der LfM ist die für die Erfüllung 
ihrer oder seiner Aufgaben und Befug-
nisse notwendige Personal-, Finanz- 
und Sachausstattung zur Verfügung zu 
stellen. Die erforderlichen Mittel sind 
jährlich, öffentlich und gesondert im 
Haushaltsplan der LfM auszuweisen 
und der oder dem Datenschutzbeauf-
tragten der LfM im Haushaltsvollzug zu-
zuweisen. Einer Finanzkontrolle durch 
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die Medienkommission unterliegt die o-
der der Datenschutzbeauftragte der LfM 
nur insoweit, als die Unabhängigkeit bei 
der Ausübung des Amtes dadurch nicht 
beeinträchtigt wird. 

 
(3) Die oder der Datenschutzbeauf-
tragte der LfM ist in der Wahl der Mitar-
beiter frei. Sie unterstehen allein ihrer  
oder seiner Leitung.“ 
 
 

6. Nach § 51 wird folgender § 51a einge-
fügt: 

 
„§ 51a  

Datenschutz bei sonstigen Anbie-
tern von Telemedien 

 
(1) § 57 Absatz 1 Satz 1 bis Satz 5, Ab-
satz 2 Satz 1 bis Satz 4 und Absatz  3 
des Rundfunkstaatsvertrages gelten 
entsprechend, soweit sonstige Anbieter 
von Telemedien mit journalistisch-re-
daktionell gestalteten Angeboten perso-
nenbezogene Daten für journalistische 
Zwecke verarbeiten.  

 
(2) Im Fall des Absatzes 1 überwacht 
die oder der Datenschutzbeauftragte 
der LfM die Einhaltung der Daten-
schutzvorschriften dieses Gesetzes, 
des Rundfunkstaatsvertrags, der Ver-
ordnung (EU) 2016/679 und anderer 
Vorschriften über den Datenschutz. 
§ 49 Absatz 2 Satz 2, 3 und Absatz 3 
geltend entsprechend.“ 
 

  

7. § 88 Absatz 8 Satz 4 wird wie folgt ge-
fasst:  

 
„Die Wahrnehmung dieser Aufgabe er-
folgt durch die LfM.“ 
 

  

8.  In § 125 Absatz 1 werden die Angabe 
„35, 38 Abs. 1 und § 46“ durch die Wör-
ter „35 und § 38 Absatz 1“ sowie die 
Wörter „Teleshopping, Gewinnspielen 
und Datenschutz“ durch die Wörter „Te-
leshopping und Gewinnspielen“ ersetzt. 
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Artikel 4 
Änderung des Landespressegesetzes 

NRW 
 
Das Landespressegesetz NRW in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 24. Mai 
1966 (GV. NRW. S. 340), das zuletzt durch 
Gesetz vom 3. Dezember 2013 (GV. NRW. 
S. 723) geändert worden ist, wird wie folgt 
geändert: 
 

 Artikel 4 
Änderung des Landespressegesetzes 

NRW 
 

Das Landespressegesetz NRW in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 24. Mai 
1966 (GV. NRW. S. 340), das zuletzt durch 
Gesetz vom 3. Dezember 2013 (GV. NRW. 
S. 723) geändert worden ist, wird wie folgt 
geändert: 

 
1. § 12 wird wie folgt gefasst: 

 
„§ 12  

Datenschutz 
 

(1) Soweit Unternehmen, Hilfs- und Be-
teiligungsunternehmen der Presse per-
sonenbezogene Daten zu journalisti-
schen oder literarischen Zwecken verar-
beiten, ist es den hiermit befassten Per-
sonen untersagt, diese personenbezo-
genen Daten zu anderen Zwecken zu 
verarbeiten (Datengeheimnis). Diese 
Personen sind bei der Aufnahme ihrer 
Tätigkeit auf das Datengeheimnis zu 
verpflichten. Das Datengeheimnis be-
steht auch nach Beendigung ihrer Tätig-
keit fort. Im Übrigen finden für die Da-
tenverarbeitung zu journalistischen oder 
literarischen Zwecken von der Verord-
nung (EU) 2016/679 des Europäischen 
Parlaments und des Rates vom 27. April 
2016 zum Schutz der natürlichen Perso-
nen bei der Verarbeitung personenbe-
zogener Daten, zum freien Datenver-
kehr und zur Aufhebung der Richtlinie 
95/46/EG (Datenschutz-Grundverord-
nung) (ABl. L 119 vom 4.5.2016, S. 1, 
L 314 vom 22.11.2016, S. 72) außer 
den Kapiteln I, X und XI nur die Artikel 5 
Absatz 1 Buchstabe f in Verbindung mit 
Absatz 2, Artikel 24 und Artikel 32 An-
wendung. Kapitel VIII der Verordnung 
(EU) 2016/679 gilt zusätzlich, soweit 
Unternehmen, Hilfs- und Beteiligungs-
unternehmen der Presse nicht der frei-
willigen Selbstregulierung durch den 
Pressekodex, den Grundsätzen zum 
Redaktionsdatenschutz sowie der Be-
schwerdeordnung des Deutschen Pres-
serats unterliegen. Artikel 82 der Ver-

 1. § 12 wird wie folgt geändert: 
 

„§ 12  
Datenschutz 

 
Soweit Unternehmen, Hilfs- und Beteili-
gungsunternehmen der Presse perso-
nenbezogene Daten zu journalistischen 
oder literarischen Zwecken verarbeiten, 
ist es den hiermit befassten Personen 
untersagt, diese personenbezogenen 
Daten zu anderen Zwecken zu verarbei-
ten  (Datengeheimnis). Diese Personen 
sind bei der Aufnahme ihrer Tätigkeit 
auf das Datengeheimnis zu verpflichten. 
Das Datengeheimnis besteht auch nach 
Beendigung ihrer Tätigkeit fort. Im Übri-
gen finden für die Datenverarbeitung zu 
journalistischen oder literarischen Zwe-
cken von der Verordnung (EU) 
2016/679 des Europäischen Parla-
ments und des Rates vom 27. April 
2016 zum Schutz der natürlichen Perso-
nen bei der Verarbeitung personenbe-
zogener Daten, zum freien Datenver-
kehr und zur Aufhebung der Richtlinie 
95/46/EG (Datenschutz-Grundverord-
nung) (ABI.L 119 vom 4.5.2016, S. 1, 
L314 vom 22.11.2016, S.72) außer den 
Kapiteln I, X und XI nur die Artikel 5 Ab-
satz 1 Buchstabe f in Verbindung mit 
Absatz 2, Artikel 24 und Artikel 32 An-
wendung. Artikel 82 der Verordnung 
(EU) 2016/679 gilt mit der Maßgabe, 
dass nur für eine Verletzung des Daten-
geheimnisses gemäß der Sätze 1 bis 3 
sowie für unzureichende Maßnahmen 
nach Artikel 5 Absatz 1 Buchstabe f, Ar-
tikel 24 und Artikel 32 der Verordnung 
(EU) 2016/679 gehaftet wird.  
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ordnung (EU) 2016/679 gilt mit der Maß-
gabe, dass nur für eine Verletzung des 
Datengeheimnisses gemäß der Sätze 1 
bis 3 sowie für unzureichende Maßnah-
men nach Artikel 5 Absatz 1 Buch-
stabe f, Artikel 24 und Artikel 32 der Ver-
ordnung (EU) 2016/679 gehaftet wird. 

 
(2) Wird jemand durch eine Berichter-
stattung in seinem Persönlichkeitsrecht 
beeinträchtigt, kann sie Auskunft über 
die zugrunde liegenden, zu ihrer Person 
gespeicherten Daten verlangen. Die 
Auskunft kann nach Abwägung der 
schutzwürdigen Interessen der Beteilig-
ten verweigert werden, soweit 

 
1. aus den Daten auf Personen, die 

bei der Vorbereitung, Herstellung 
oder Verbreitung mitgewirkt haben, 
geschlossen werden kann,  

2. aus den Daten auf die Person des 
Einsenders oder des Gewährsträ-
gers von Beiträgen, Unterlagen 
und Mitteilungen für den redaktio-
nellen Teil geschlossen werden 
kann oder 

3. durch die Mitteilung der recher-
chierten oder sonst erlangten Da-
ten die journalistische Aufgabe 
durch Ausforschung des Informati-
onsbestands beeinträchtigt würde. 

 
Die betroffene Person kann die unver-
zügliche Berichtigung unrichtiger perso-
nenbezogener Daten im Datensatz oder 
die Hinzufügung einer eigenen Darstel-
lung von angemessenem Umfang ver-
langen. Die weitere Speicherung der 
personenbezogenen Daten ist rechtmä-
ßig, wenn dies für die Ausübung des 
Rechts auf freie Meinungsäußerung 
und Information oder zur Wahrnehmung 
berechtigter Interessen erforderlich ist. 
Die Sätze 1 bis 3 gelten nicht für Unter-
nehmen, Hilfs- und Beteiligungsunter-
nehmen der Presse, soweit sie der frei-
willigen Selbstregulierung durch den 
Pressekodex, den Grundsätzen zum 
Redaktionsdatenschutz sowie der Be-
schwerdeordnung des Deutschen Pres-
serats unterliegen. 
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(3) Führt die journalistische Verarbei-
tung personenbezogener Daten zur 
Verbreitung von Gegendarstellungen 
der betroffenen Person oder zu Ver-
pflichtungserklärungen, Beschlüssen o-
der Urteilen über die Unterlassung der 
Verbreitung oder über den Widerruf des 
Inhalts der Daten, sind diese Gegendar-
stellungen, Verpflichtungserklärungen 
und Widerrufe zu den gespeicherten 
Daten zu nehmen und dort für dieselbe 
Zeitdauer aufzubewahren wie die Daten 
selbst sowie bei einer Übermittlung der 
Daten gemeinsam mit diesen zu über-
mitteln. 
 
(4) Eine Aufsicht durch die allgemeinen 
Datenschutzbehörden erfolgt, soweit 
Unternehmen, Hilfs- und Beteiligungs-
unternehmen der Presse nicht der frei-
willigen Selbstregulierung durch den 
Pressekodex, den Grundsätzen zum 
Redaktionsdatenschutz sowie der Be-
schwerdeordnung des Deutschen Pres-
serats unterliegen.“ 

 
2. In § 23 Absatz 2 werden die Wörter 

„zehntausend Deutsche Mark“ durch die 
Wörter „fünftausend Euro“ ersetzt. 

 

 2. unverändert 

3.  In § 25 Absatz 1 Satz 2 wird die Angabe 
„184 Abs. 2 bis 4“ durch die Angabe 
„184a bis 184d“ ersetzt. 

 

 3. unverändert 

Artikel 5 
Änderung des Telemedienzuständig-

keitsgesetzes 
 
Das Telemedienzuständigkeitsgesetz vom 
29. März 2007 (GV. NRW. S. 137), das zu-
letzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 4. Juli 
2014 (GV. NRW. S. 387) geändert worden 
ist, wird wie folgt geändert: 
 

 Artikel 5 
Änderung des Telemedienzuständig-

keitsgesetzes 
 
Unverändert 

1. § 1 wird wie folgt geändert: 
 
a) In Absatz 1 wird die Angabe „RStV“ 

durch die Wörter „des Rundfunk-
staatsvertrages“ ersetzt. 
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b) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 
 

aa) Die Angabe „§ 59 Absatz 1 
RStV“ wird durch die Wörter 
„§ 59 Absatz 1 Satz 1 des 
Rundfunkstaatsvertrages“ er-
setzt. 

 
bb) Folgender Satz wird angefügt: 
 
 „§ 59 Absatz 1 Satz 2 und 3 des 

Rundfunkstaatsvertrages, § 51 
Absatz 1 des Gesetzes über 
den Westdeutschen Rundfunk 
Köln, § 51a und § 49 Absatz 2 
des Landesmediengesetzes 
Nordrhein-Westfalen bleiben 
hiervon unberührt.“ 

 

  

2. § 2 wird wie folgt gefasst: 
 

„§ 2  
Zuständigkeit bei Ordnungswidrig-

keiten 
Zuständige Verwaltungsbehörde im 
Sinne des § 36 Absatz 1 Nummer 1 des 
Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 
19. Februar 1987 (BGBl. I S. 602), das 
zuletzt durch Artikel 5 des Gesetzes 
vom 27. August 2017 (BGBl. I S. 3295) 
geändert worden ist, ist  

 
1. in den Fällen des § 16 Absatz 1 und 

2 Nummer 1 des Telemediengeset-
zes die LfM oder 

 
2. in den Fällen des § 16 Absatz 2 

Nummer 2 bis 5 des Telemedienge-
setzes die oder der LDI, soweit 
nicht der Zuständigkeitsbereich der 
oder des Datenschutzbeauftragten 
der LfM begründet ist.“ 
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Artikel 6 
Änderung des 5. Rundfunkänderungsge-

setzes 
 
Das 5. Rundfunkänderungsgesetz in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 22. Sep-
tember 1992 (GV. NRW. S. 346), das durch 
§ 3 der Verordnung vom 22. Juni 1993 
(GV. NRW. S. 318) geändert worden ist, wird 
wie folgt geändert:  
 

 Artikel 6 
Änderung des 5. Rundfunkänderungsge-

setzes 
 
Unverändert 

1. Artikel 4 wird wie folgt geändert: 
 

a) Die §§ 1 und 2 werden wie folgt ge-
fasst: 

 
„§ 1 
 

Zuständige Behörde nach § 9 Ab-
satz 1 Satz 1 des Rundfunkstaats-
vertrages vom 31. August 1991 
(GV. NRW. S. 408), der zuletzt 
durch Artikel 1 des Neunzehnten 
Rundfunkänderungsstaatsvertra-
ges vom 14. Juni 2016 (GV. NRW. 
S. 452) geändert worden ist, ist die 
Ministerpräsidentin oder der Minis-
terpräsident. 

 
§ 2 

 
Das für Inneres zuständige Ministe-
rium wird ermächtigt, durch Rechts-
verordnung im Einvernehmen mit 
der Staatskanzlei und dem für Fi-
nanzen zuständigen Ministerium die 
für die Beitreibung rückständiger 
Rundfunkgebühren und Rundfunk-
beiträge im Verwaltungszwangsver-
fahren zuständige Behörde zu be-
stimmen und den an sie abzufüh-
renden Kostenbeitrag festzuset-
zen.“ 

 

  

b) § 3 wird aufgehoben. 
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2. Artikel 5 wird wie folgt gefasst: 
 

„Artikel 5 
Übertragungskapazitäten 

 
§ 1 

Folgende Übertragungskapazitäten 
werden der Landesanstalt für Medien 
zugeordnet: 

 
 

Sen-
der-
stand
ort 

Fre
que
nz 
(M
Hz) 

max. 
Stra
hlun
gs- 
leis-
tung 
in 
Watt 

max. 
effek-
tive 
An-
ten-
nen-
höhe 
in m 

Richtdia-
gramm 
(ND = 
Rund-
strah-
lung) 
(D = 
keine 
Rund-
strah-
lung) 

Berg-
heim 

91,
4 

100 76 D 

Boch
olt 

88,
4 

100
0 

69 D 

Dü-
ren 

92,
7 

500 327 D 

Ge-
vels-
berg 

105
,7 

100 184 ND 

Köln 
Colo-
nius 

105
,8 

200
0 

241 D 

Sen-
den-
horst 

92,
6 

100
0 

134 D 

Soest 100
,9 

100
0 

212 ND 

Wald-
bröl 

105
,7 

100
0 

218 D 

  

§ 2 
 

Folgende Übertragungskapazitäten 
werden zur programmlichen Nutzung 
für Hörfunk dem Westdeutschen 
Rundfunk Köln zugeordnet:  

 

Sen-
der-
stand-
ort 

Fre-
que
nz 

max. 
Stra
hlun
gs- 

max. 
effek-
tive 

Richtdi-
a-
gramm 
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(MH
z) 

leis-
tung 
in 
Watt 

Anten-
nen-
höhe 
in m 

(ND = 
Rund-
strah-
lung) 
(D = 
keine 
Rund-
strah-
lung) 

Teu-
tobur-
ger 
Wald 

105,
5 

100 
000 

529 ND 

Aach
en 

106,
4 

20 
000 

325 D 

 
3.  Artikel 6 wird aufgehoben. 
 

  

4. Artikel 7 wird Artikel 6 und wie folgt ge-
fasst: 

 
„Artikel 6 

Inkrafttreten 
 

Dieses Gesetz tritt am Tag nach der 
Verkündung in Kraft.“ 

 

  

Artikel 7 
Inkrafttreten 

 
Artikel 1 tritt am Tag nach der Verkündung in 
Kraft.  
Im Übrigen tritt dieses Gesetz am 25. Mai 
2018 in Kraft. 
 

 Artikel 7 
Inkrafttreten 

 
Unverändert 
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Bericht 
 
A Allgemeines 
 
Der Gesetzentwurf der Landesregierung zum Einundzwanzigsten Staatsvertrag zur Än-
derung rundfunkrechtlicher Staatsverträge (Einundzwanzigster Rundfunkänderungs-
staatsvertrag) und zur Änderung weiterer Gesetze (16. Rundfunkänderungsgesetz) - 
Drucksache 17/1565 - wurde am 17. Januar 2018 vom Plenum an den Ausschuss für Kultur 
und Medien federführend und zur Mitberatung an den Innenausschuss sowie an den Haupt-
ausschuss überwiesen. 
 
Die Landesregierung beabsichtigt, im Rundfunkstaatsvertrag ein einheitliches Medienprivileg 
zu schaffen, das für alle Rundfunkanstalten gilt. Das im Rundfunkstaatsvertrag enthaltene Me-
dienprivileg für die Telemedienangebote der Presse soll auf die Telemedienangebote der 
Rundfunkveranstalter ausgedehnt und an die DSGVO angepasst werden. Es ist außerdem 
beabsichtigt im ZDF-Staatsvertrag und im Deutschlandradio-Staatsvertrag den organisatori-
schen Rahmen für die Datenschutzaufsicht zu novellieren. 
 
Die Landesregierung plant durch das 16. Rundfunkänderungsgesetz die notwendigen Anpas-
sungen der datenschutzrechtlichen Vorschriften im WDR-G und im LMG NRW vorzunehmen. 
Im PresseG NRW soll ein Medienprivileg für die gedruckte Presse verankert werden (§ 12 Ab-
satz 1 PresseG NRW n. F.). 
 
Neben der Anpassung der datenschutzrechtlichen Vorgaben ist beabsichtigt durch das 
16. Rundfunkänderungsgesetz kurzfristig bestehenden Änderungsbedarf im WDR-G und im 
LMG NRW zu beheben. Für das 5. Rundfunkänderungsgesetz wird eine konsequente Rechts-
angleichung und Rechtsbereinigung verfolgt. 
 
 
B Beratung 
 
Der Ausschuss für Kultur und Medien hat den Gesetzentwurf der Landesregierung in seiner 
Sitzung am 8. März 2018 beraten und die Durchführung einer Anhörung beschlossen. 
 
Die Anhörung fand am 08. März 2018 statt. Die Sachverständigen waren gebeten, im Vorfeld 
der Anhörung schriftlich zu dem Gesetzentwurf Stellung zu nehmen. Eine Übersicht der ein-
geladenen Sachverständigen ist der Einladung 17/241 zu entnehmen.  
 
Von den Sachverständigen gingen zur Vorbereitung folgende Stellungnahmen ein: 
 

  

Helga Block 
Landesbeauftragte für Datenschutz und  
Informationsfreiheit NRW 

17/400 

Professor Dr. Bernd Holznagel 
Institut für Informations-, Telekommunikations-, 
und Medienrecht (ITM) 

17/386 

Carsten Dicks 
Zeitungsverlegerverband NRW e. V. 

17/414 
17/399 
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Außer der Landesbeauftragten für Datenschutz und Informationsfreiheit NRW haben diese 
Sachverständigen in der öffentlichen Anhörung mündlich Stellung genommen. Die öffentliche 
Anhörung ist mit Ausschussprotokoll 17/204 dokumentiert.  
 
Der Ausschuss für Kultur und Medien hat in der Sitzung am 19. April 2018 zunächst eine Aus-
sprache über die Ergebnisse der Anhörung geführt. Diese ist im Ausschussprotokoll 17/254 
dokumentiert.  
 
Die Fraktionen von CDU und FDP haben einen gemeinsamen Änderungsantrag in die Bera-
tung eingebracht, der die Drucksachennummer 17/2404 trägt.  
 
„Änderungsantrag 
 
der Fraktion der CDU und 
der Fraktion der FDP 
 
zum Gesetzentwurf der Landesregierung für ein „Gesetz zur Zustimmung zum Einund-
zwanzigsten Staatsvertrag zur Änderung rundfunkrechtlicher Staatsverträge (Einund-
zwanzigster Rundfunkänderungsstaatsvertrag) und zur Änderung weiterer Gesetze 
(16. Rundfunkänderungsgesetz) (Drs. 17/1565) 
 
1. Artikel 2 des Gesetzentwurfs (Änderung des WDR-Gesetzes) wird wie folgt geändert: 
 
In Nummer 5 b) werden die Wörter „oder von Unternehmen, an denen der WDR mittelbar oder 
unmittelbar beteiligt ist,“ durch die Wörter „oder von Beteiligungsunternehmen im Sinne des § 
45 Absatz 1“ und die Wörter „für den WDR mittelbar oder unmittelbar“ durch „für den WDR 
oder ein Beteiligungsunternehmen, auf das er beherrschenden Einfluss im Sinne des § 290 
Absatz 1 Satz 1, Absatz 2 HGB ausüben kann,“ ersetzt.  
 
2. Artikel 4 des Gesetzentwurfs (Änderung des Landespressegesetzes NRW) wird wie 
folgt geändert: 
 
Nummer 1 wird wie folgt gefasst: 
 

§ 12 
Soweit Unternehmen, Hilfs- und Beteiligungsunternehmen der Presse personenbezogene Da-
ten zu journalistischen oder literarischen Zwecken verarbeiten, ist es den hiermit befassten 
Personen untersagt, diese personenbezogenen Daten zu anderen Zwecken zu verarbeiten  
(Datengeheimnis). Diese Personen sind bei der Aufnahme ihrer Tätigkeit auf das Datenge-
heimnis zu verpflichten. Das Datengeheimnis besteht auch nach Beendigung ihrer Tätigkeit 
fort. Im Übrigen finden für die Datenverarbeitung zu journalistischen oder literarischen Zwe-
cken von der Verordnung (EU) 2016/679 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

Professor Dr. Matthias Cornils 
Johannes Gutenberg-Universität Mainz 
 
Tom Buhrow 
Westdeutscher Rundfunk Köln 
 
Klaus Schunk 
Verband Privater Rundfunk und  
Telemedien e. V. 

17/420 
 
 

17/401 
 
 

17/421 
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27. April 2016 zum Schutz der natürlichen Personen bei der Verarbeitung personenbezogener 
Daten, zum freien Datenverkehr und zur Aufhebung der Richtlinie 95/46/EG (Datenschutz-
Grundverordnung) (ABI.L 119 vom 4.5.2016, S. 1, L314 vom 22.11.2016, S.72) außer den 
Kapiteln I, X und XI nur die Artikel 5 Absatz 1 Buchstabe f in Verbindung mit Absatz 2, Artikel 
24 und Artikel 32 Anwendung. Artikel 82 der Verordnung (EU) 2016/679 gilt mit der Maßgabe, 
dass nur für eine Verletzung des Datengeheimnisses gemäß der Sätze 1 bis 3 sowie für un-
zureichende Maßnahmen nach Artikel 5 Absatz 1 Buchstabe f, Artikel 24 und Artikel 32 der 
Verordnung (EU) 2016/679 gehaftet wird.  
 
Begründung: 
 
Zu Nr. 1  
 
Der Verweis auf die bereits existierende Beteiligungsregelung in § 45 Abs.1 WDR-Gesetz dient 
der Klarstellung, welche Unternehmen von der Regelung in § 16 erfasst werden sollen.   
 
Auch die weitere Änderung dient der Präzisierung. Das Zustimmungserfordernis des Rund-
funkrats soll nur für solche Entscheidungen notwendig sein, mit denen eine 2 Millionen Euro 
übersteigende finanzielle Belastung des WDR oder eines von ihm beherrschten Beteiligungs-
unternehmens einhergeht.  
 
Zu Nr. 2: 
 
Die Anhörung im Landtag hat deutlich gemacht, dass die Abwägungsentscheidung im Sinne 
des Art. 85 DSGVO weitere Anpassungsspielräume zum Erhalt des Medienprivilegs zulässt. 
Ein Rückgriff auf Kapitel VIII der Datenschutzgrundverordnung, soweit sich Unternehmen, 
Hilfs- und Beteiligungsunternehmen der Presse nicht der freiwilligen Selbstregulierung durch 
den Pressekodex unterwerfen, ist damit entbehrlich. Auch ein Rückgriff auf die Aufsicht durch 
die allgemeinen Datenschutzbehörden, soweit sich Unternehmen, Hilfs- und Beteiligungsun-
ternehmen der Presse nicht der freiwilligen Selbstregulierung durch den Pressekodex unter-
werfen, ist nicht erforderlich, um das Medienprivileg einerseits und den Schutz der persönli-
chen Daten andererseits in Einklang zu bringen. Insbesondere sind die bisherigen Möglichkei-
ten, Rechtsverstöße gerichtlich geltend zu machen, ausreichend. Ein Regelungsbedürfnis ist 
somit nicht gegeben. Aus diesem Grund werden die Absätze 2, 3 und 4 gestrichen.“ 
 
In der abschließenden Beratungssitzung des Ausschusses für Kultur und Medien äußerten die 
Fraktionen sich zum Gesetzgebungsverfahren wie folgt: 
 
Die CDU-Fraktion empfiehlt sich dem Votum des Hauptausschusses anzuschließen. Aus 
Sicht der CDU-Fraktion sei die Reduzierung der Werbezeit nicht der richtige Weg. Werbung 
verschiebe sich im Augenblick und die Medien profitieren selbst online nur sehr eingeschränkt 
von steigenden Budgets. Aufgrund von Verschiebungen darf Gattung nicht in ihrer Gesamtheit 
geschwächt werden. Momentan gibt es massive Bewegungen, so dass jetzt der richtige Zeit-
punkt für eine Verschiebung sei, aber mit der erforderlichen Umsicht. Ein Schnellschuss sei 
nicht die notwendige Evaluierung, die benötigt wird. Angesichts des Wachstums des Werbe-
markts von Social Media Anbietern ist Sorgfalt gefragt und es sei wichtig darauf zu achten, 
was getan werde. Genauigkeit zähle da vor Schnelligkeit. 
 
Die SPD-Fraktion begrüßte, dass einige Aspekte aus der Anhörung gewürdigt wurden und 
befürwortet den Änderungsantrag der Fraktionen der CDU und FDP. Den Ausführungen des 
Staatsvertrages kann von Seiten der Fraktion der SPD auch größtenteils zugestimmt werden. 
Bei der Anhörung der Sachverständigen wurden verschiedenen Anmerkungen zu den Ausfüh-
rungsgesetzen getätigt, welche der Gesetzentwurf zu wenig wiederspiegelt. Es wurde zum 
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Beispiel von Seiten der Zeitungsverleger und des VPRT u. a. kritisiert, dass die Datengrund-
lage für die Evaluation nicht ausreicht und eine Evaluationszeit von drei Jahren zu lang sei. Es 
wäre wünschenswert gewesen, diese Hinweise im Gesetzentwurf aufzunehmen. Aus diesem 
Grund kann dem Gesamtpaket so nicht zugestimmt werden. 
 
Die FDP-Fraktion äußerte, dass die Sachverständigen in der Anhörung die medienrechtlichen 
Aspekte sehr gut auch juristischen Laien verdeutlicht haben. Durch den eingebrachten Ände-
rungsantrag sollen einige Aspekte klargestellt und präzisiert werden. Bei der Werbezeitredu-
zierung gab es in der Anhörung sehr verschiedene Meinungen. Der Vorschlag eines Sachver-
ständigen die 2. Stufe erst einmal aufzuschieben erscheint gut begründbar, weil zur Zeit nicht 
genau gesagt werden kann, wo die Werbegelder hinfließen. Die Fraktion der FDP kann sich 
gut vorstellen, dass die Gelder, die dem WDR genommen werden, vielleicht nach der Evalua-
tion in Social Media fließen könnten. 
 
Die AfD-Fraktion erklärte, dass sie den öffentlich-rechtlichen Rundfunk grundsätzlich ab-
lehne. Die Erwartungen wurden durch den vorgelegten Gesetzentwurf medienpolitisch unter-
boten und daher werde von Seiten der Fraktion der AfD der gesamte Gesetzentwurf abgelehnt. 
Die Ablehnung beruhe darauf, dass der angekündigte Aufschub der Werbezeitreduzierung so-
wie die Verkleinerung des öffentlichen-rechtlichen Rundfunks nicht statt finde.  
 
Die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN äußerte, dass in der Anhörung viele Aspekte sehr 
gründlich von den Sachverständigen vorgetragen wurden und auch in neuem Licht gesehen 
werden können. Insofern wird die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN dem Gesetzentwurf 
zustimmen. 
 
Der Innenausschuss hat auf die Abgabe eines Votums verzichtet. 
Der Hauptausschuss hat in seiner Sitzung am 19.04.2018 zunächst über den Änderungsan-
trag mit der Drucksachennummer 17/2404 und dann über den so geänderten Gesetzentwurf 
abgestimmt. Dabei stimmten die Fraktionen von CDU und FDP bei Enthaltung der Fraktionen 
von SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und AfD für den Änderungsantrag. Der Hauptaus-
schuss stimmte dem Gesetzentwurf in der so geänderten Fassung mit den Stimmen der Frak-
tionen von CDU, FDP und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN gegen die Stimmen der Fraktionen von 
SPD und AfD zu und empfiehlt den Gesetzentwurf in der so geänderten Fassung anzuneh-
men. 
 
C Abstimmung 
 
Der federführende Ausschuss für Kultur und Medien hat zunächst über den gemeinsamen 
Änderungsantrag der Fraktion der CDU und der Fraktion der FDP, Drucksache 17/2404, ab-
gestimmt. Der Ausschuss stimmte dem Änderungsantrag mit den Stimmen der Fraktionen der 
CDU, der SPD, der FDP und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN bei Enthaltung der Fraktion der AfD 
zu. 
 
Bei der Schlussabstimmung über den Gesetzentwurf der Landesregierung, Drucksache 
17/1565, wurde dieser in der so geänderten Fassung mit den Stimmen der Fraktionen von 
CDU, FDP und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN gegen die Stimmen der Fraktionen der SPD und 
AfD angenommen. 
 
 
 
Oliver Keymis 
Vorsitzender 


